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Päpstlicher Rat für die Sozialen Kommunikationsmittel

44. Welttag der Sozialen Kommunikationsmittel

Thema: „Der Priester und die Seelsorge in der digitalen Welt:
die neuen Medien im Dienst des Wortes.“

16. Mai 2010

Liebe Brüder und Schwestern,

Das Thema des kommenden Welttags der Sozialen Kommunikationsmittel
„Der Priester und die Seelsorge in der digitalen Welt – die neuen Medien im
Dienst des Wortes“ fügt sich gut in den Verlauf dieses Jahres der Priester ein
und stellt die Reflexion über einen weiten und delikaten Bereich der Seelsorge
wie den der Kommunikation und der digitalen Welt in den Vordergrund; hier
bieten sich dem Priester neue Möglichkeiten, seinen Dienst für das Wort und
des Wortes zu leisten. Die modernen Kommunikationsmittel sind schon seit
geraumer Zeit Teil der üblichen Instrumente geworden, mittels derer die kirch-
lichen Gemeinschaften sich äußern, wenn sie in Kontakt mit ihrer Umgebung
treten und sehr oft Formen eines weitreichenden Dialogs herstellen; aber ihre
jüngste rasende umfassende Verbreitung sowie ihr beträchtlicher Einfluss ma-
chen ihren Gebrauch im priesterlichen Dienst immer wichtiger und nützlicher.

Vorrangige Aufgabe des Priesters ist es, Christus zu verkündigen, das fleisch-
gewordene Wort Gottes, und die vielgestaltige, heilbringende Gnade Gottes
durch die Sakramente zu vermitteln. Von Christus, dem Wort, zusammenge-
rufen, ist die Kirche Zeichen und Werkzeug der Gemeinschaft, die Gott mit dem
Menschen schafft und die jeder Priester in Gott und mit ihm aufbauen soll.
Hierin besteht die so große Würde und Schönheit der priesterlichen Sendung, in
der sich in bevorzugter Weise vollzieht, was der Apostel Paulus bekräftigt:
„Denn die Schrift sagt: Wer an ihn glaubt, wird nicht zugrunde gehen. ... Denn
jeder, der den Namen des Herrn anruft, wird gerettet werden. Wie sollen sie nun
den anrufen, an den sie nicht glauben? Wie sollen sie an den glauben, von dem
sie nichts gehört haben? Wie sollen sie hören, wenn niemand verkündigt? Wie
aber soll jemand verkündigen, wenn er nicht gesandt ist?“ (Röm 10,11.13–15).

Um angemessene Antworten auf diese Fragen innerhalb des – besonders in der
Welt der jungen Menschen wahrgenommenen – großen kulturellen Wandels zu
geben, sind die von den technologischen Errungenschaften eröffneten Kom-
munikationswege bereits unentbehrliche Instrumente. Die digitale Welt stellt
Mittel zur Verfügung, die nahezu unbegrenzte Möglichkeiten der Kom-
munikation bieten, und eröffnet damit in der Tat bemerkenswerte Perspektiven
der Aktualisierung in Bezug auf die Ermahnung des heiligen Paulus: „Weh mir,
wenn ich das Evangelium nicht verkünde!“ (1 Kor 9,16). Mit der Verbreitung
dieser Mittel nimmt daher die Verantwortung für die Verkündigung nicht nur zu,
sondern wird auch dringlicher und fordert einen stärker motivierten und wirk-
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sameren Einsatz. Diesbezüglich befindet sich der Priester in einer Lage wie am
Beginn einer „neuen Epoche“. Denn je mehr die modernen Technologien immer
intensivere Verbindungen schaffen und die digitale Welt ihre Grenzen ausdehnt,
desto mehr wird der Priester gefordert sein, sich seelsorgerisch damit zu be-
fassen und das eigene Engagement zu steigern, um die Medien in den Dienst
des Wortes zu stellen.

Die verbreitete Multimedialität und die vielfältigen „Menü-Optionen“ eben
dieser Kommunikation können jedoch die Gefahr mit sich bringen, dass der
Gebrauch der Medien hauptsächlich von dem reinen Bedürfnis bestimmt wird,
präsent zu sein, und das Web irrigerweise nur als einzunehmender Raum
angesehen wird. Von den Priestern wird aber die Fähigkeit verlangt, in der
digitalen Welt in beständiger Treue zur biblischen Botschaft präsent zu sein, um
ihre Funktion als Leiter von Gemeinden auszuüben, die sich jetzt immer mehr
in den vielen „Stimmen“ der digitalen Welt ausdrücken, und um das Evan-
gelium zu verkünden, indem sie neben den traditionellen Mitteln von den
Möglichkeiten der neuen Generation audiovisueller Medien (Foto, Video, Blog,
Website) Gebrauch machen, die bisher unbekannte Gelegenheiten zum Dialog
sowie nützliche Hilfsmittel für die Evangelisierung und die Katechese dar-
stellen.

Durch die modernen Kommunikationsmittel kann der Priester das Leben der
Kirche bekannt machen und den Menschen von heute helfen, das Gesicht Chris-
ti zu entdecken. Dabei wird er den angemessenen und kompetenten Gebrauch
dieser Instrumente, den er sich auch in der Zeit der Ausbildung angeeignet hat,
mit einer soliden theologischen Vorbereitung und einer ausgeprägten pries-
terlichen Spiritualität verbinden, die sich aus dem fortwährenden Gespräch mit
dem Herrn nährt. Mehr als die Hand des Medientechnikers muss der Priester bei
dem Kontakt mit der digitalen Welt sein Herz als Mann Gottes durchscheinen
lassen, um nicht nur dem eigenen seelsorgerischen Einsatz, sondern auch dem
ununterbrochenen Kommunikationsstrom des Internets eine Seele zu geben.

Auch in der digitalen Welt soll bekannt werden, dass die Zuwendung Gottes zu
uns in Christus nicht eine Sache der Vergangenheit ist und auch keine gelehrte
Theorie, sondern eine ganz und gar konkrete und aktuelle Wirklichkeit. Die
Seelsorge in der digitalen Welt muss in der Tat den Menschen unserer Zeit und
der verirrten Menschheit von heute zeigen können, „dass Gott nahe ist; dass wir
in Christus alle einander zugehören“ (Benedikt XVI., Ansprache anlässlich des
Weihnachtsempfangs für die Mitglieder der Römischen Kurie: L’Osservatore
Romano, Wochenausgabe in deutscher Sprache, 8. Januar 2010, S. 4).

Wer kann besser als ein Mann Gottes durch die eigene Kompetenz im Bereich
der neuen digitalen Medien eine Seelsorge entwickeln und in die Praxis um-
setzen, die Gott in der Wirklichkeit von heute lebendig und aktuell macht und
die religiöse Weisheit der Vergangenheit als Reichtum darstellt, aus dem man
schöpfen sollte, um das Heute würdig zu leben und die Zukunft angemessen zu
gestalten? Wer als Gottgeweihter in den Medien arbeitet, hat die Aufgabe, den
Weg für neue Begegnungen zu ebnen und zwar dadurch, dass er immer die
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Qualität des menschlichen Kontaktes und die Aufmerksamkeit gegenüber den
Menschen und ihren wahren geistlichen Bedürfnissen sicherstellt, den Men-
schen in dieser unserer „digitalen“ Zeit die Zeichen gibt, die notwendig sind,
um den Herrn zu erkennen, und Gelegenheiten bietet, sich in der Aufmerksam-
keit und in der Hoffnung zu schulen sowie sich dem Wort Gottes zu nähern, das
heilt und die ganzheitliche Entwicklung des Menschen fördert. Dieses Wort
wird sich so seinen Weg unter den unzähligen Schnittstellen im dichten Netz der
„Highways“, die den „Cyberspace“ durchziehen, bahnen können und das Bür-
gerrecht Gottes zu jeder Zeit bekräftigen, damit Er durch die neuen Formen der
Kommunikation auf den Straßen der Städte voranschreiten und an den
Schwellen der Häuser und der Herzen Halt machen kann, um noch einmal zu
sagen: „Ich stehe vor der Tür und klopfe an. Wer meine Stimme hört und die
Tür öffnet, bei dem werde ich eintreten und wir werden Mahl halten, ich mit
ihm und er mit mir“ (Offb 3,20).

In der Botschaft des Vorjahres habe ich die Verantwortlichen für die Kom-
munikationsprozesse ermutigt, eine Kultur des Respekts vor der Würde und
dem Wert der menschlichen Person zu fördern. Dies ist einer der Wege, auf
denen die Kirche die Funktion einer „Diakonie der Kultur“ im „digitalen Kon-
tinent“ von heute ausüben soll. Mit dem Evangelium in den Händen und im
Herzen ist darauf zu pochen, dass es an der Zeit ist, auch weiterhin Wege zu
bereiten, die zum Wort Gottes hinführen, ohne es zu verabsäumen, besondere
Aufmerksamkeit dem zu widmen, der auf der Suche ist – mehr noch, dafür
Sorge zu tragen, diese Suche als einen ersten Schritt zur Evangelisierung wach
zu halten. Eine Seelsorge in der digitalen Welt ist in der Tat aufgerufen, auch an
diejenigen zu denken, die nicht glauben, die entmutigt sind und doch im Herzen
Sehnsucht nach dem Absoluten haben und nach unvergänglichen Wahrheiten;
denn die neuen Kommunikationsmittel machen es möglich, mit Gläubigen jeder
Religion, mit Nicht-Gläubigen und Menschen jeder Kultur in Kontakt zu treten.
Wie dem Propheten Jesaja sogar ein Haus des Gebetes für alle Völker vor-
schwebte (vgl. Jes 56,7), könnte man sich so vielleicht vorstellen, dass das Web
– wie der „Vorhof der Heiden“ im Jerusalemer Tempel – auch für diejenigen
Raum schaffen kann, für die Gott noch ein Unbekannter ist?

Die Entwicklung der neuen Technologien und – in ihrer Gesamtdimension – die
ganze digitale Welt stellen für die Menschheit als Ganzes und für den Menschen
in seinem persönlichen Leben eine große Möglichkeit dar sowie einen Anreiz
für Begegnung und Dialog. Diese Instrumente sind aber ebenso eine große
Gelegenheit für die Gläubigen. Denn keine Straße kann und darf für den ver-
schlossen sein, der sich im Namen des auferstandenen Christus bemüht, dem
Menschen immer mehr Nächster zu werden. Deshalb bieten die neuen Medien
vor allem den Priestern immer neue und seelsorgerisch unbegrenzte Perspek-
tiven, die sie anregen, die universale Dimension der Kirche für eine weite und
konkrete Gemeinschaft zur Geltung zu bringen und in der heutigen Welt Zeu-
gen des immer neuen Lebens zu sein, das aus dem Hören des Evangeliums Jesu
entsteht, des Sohnes vor aller Zeit, der zu uns kam, um uns zu retten. Man darf
aber nicht vergessen, dass die Fruchtbarkeit des priesterlichen Dienstes sich vor
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allem von Christus ableitet, von der Begegnung mit ihm und dem Hinhören auf
ihn im Gebet; von Christus, der in der Predigt und mit dem Zeugnis des Lebens
verkündet wird; von Christus, der in den Sakramenten – vornehmlich in denen
der heiligen Eucharistie und der Versöhnung – erkannt, geliebt und gefeiert
wird.

Euch, liebe Priester, lade ich erneut ein, mit Weisheit die außergewöhnlichen
Gelegenheiten zu ergreifen, die sich durch die moderne Kommunikation bieten.
Der Herr mache euch zu leidenschaftlichen Verkündern der frohen Botschaft
auch auf der neuen „Agora“, die von den aktuellen Kommunikationsmitteln
geschaffen wird.

Mit diesem Wunsch erbitte ich euch den Schutz der Mutter Gottes sowie des
heiligen Pfarrers von Ars und erteile euch allen von Herzen den Apostolischen
Segen.

Aus dem Vatikan, am 24. Januar 2010, dem Gedenktag des heiligen Franz von
Sales.

B e n e d i c t u s  X V I .

Verlautbarung der Deutschen Bischofskonferenz

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz beabsichtigt, in Kürze fol-
gende Broschüre herauszugeben:

Gemeinsame Texte

Nr. 17 Sterbebegleitung statt aktiver Sterbehilfe. Eine Sammlung kirch-

licher Texte (2., erweiterte Auflage 2010)

Die im Jahr 2003 erstmals herausgegebene und mittlerweile vergriffe-
ne Textsammlung „Sterbebegleitung statt aktiver Sterbehilfe“ (Ge-
meinsame Texte 17) liegt nun in zweiter, erweiterter Auflage vor. Die
Nachfrage nach der Publikation ist angesichts anhaltender öffentlicher
Debatten und bedenklicher Entwicklungen (Legalisierung der soge-
nannten „Sterbehilfe“ in einigen Nachbarländern, Werbung für assis-
tierten Suizid durch Sterbehilfeorganisationen etc.) nach wie vor sehr
hoch.
Die katholische und die evangelische Kirche – z.T. auch in Ver-
bindung mit anderen christlichen Kirchen und Gemeinschaften –
haben sich zu dieser Thematik in den letzten Jahren immer wieder
gemeinsam und einzeln geäußert. Diese Stellungnahmen und Texte
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sind alle von der Grundausrichtung getragen, für Sterbebegleitung und
gegen aktive Sterbehilfe einzutreten. Aufgrund der Fülle kirchlicher
Texte zur Thematik im Zeitraum 2003–2009 ist die Textsammlung
stark erweitert worden und bietet einen umfassenden Überblick; eine
systematische Gliederung erleichtert eine zügige Orientierung.

Der Text ist nach Erscheinen erhältlich bei: Bischöfliches Generalvikariat,
Diözesanstelle Hospiz- und Palliativseelsorge, Domhof 18–21, 31134 Hildes-
heim, Tel. (05121) 307-366, Fax (05121) 307-522.

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission

des Deutschen Caritasverbandes e.V.

Endfassung

§ 1 Stellung und Aufgabe

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständige Kommission beson-
derer Art der Delegiertenversammlung des Deutschen Caritasverbandes
(vgl. § 9 Absatz 3 seiner Satzung). Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen
Kommission bedürfen nicht der Zustimmung der Delegiertenversammlung.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grundlage des Artikels 7 der
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsver-
hältnisse die von den deutschen Bischöfen für die Einrichtungen im Bereich
des Deutschen Caritasverbandes anerkannte Kommission zur Ordnung des
kircheneigenen Arbeitsvertragsrechts.

(3) Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die Beschlussfassung von
Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienstverhält-
nissen mit kirchlich-caritativen Rechtsträgern im Bereich des Deutschen
Caritasverbandes, solange und soweit die „Zentrale Kommission zur Ord-
nung des Arbeitsvertragsrechtes im kirchlichen Dienst“ (Zentral-KODA)
von ihrer Regelungsbefugnis gemäß § 3 Absatz 1 Zentral-KODA-Ordnung
keinen Gebrauch gemacht hat oder macht. Solche Beschlüsse der Zentral-
KODA stehen mit ihrer In-Kraft-Setzung den Beschlüssen nach dieser Ord-
nung gleich. Regelungsbefugnisse in anderen diözesanen Ordnungen
bleiben unberührt.

§ 2 Zusammensetzung

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission besteht aus einer Bundeskommission
und aus sechs Regionalkommissionen.
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(2) Die Bundeskommission setzt sich zusammen aus einer Beschlusskommis-
sion, einer Verhandlungskommission und dem/der Vorsitzenden nach § 3
Absatz 1. Die Beschlusskommission besteht aus 28 Vertreter(inne)n der
Mitarbeiter(innen) und aus 28 Vertreter(inne)n der Dienstgeber. Die Ver-
handlungskommission besteht aus sechs Vertreter(inne)n der Mitarbei-
ter(innen) und aus sechs Vertreter(inne)n der Dienstgeber, die jeweils Mit-
glieder der Beschlusskommission sind.

(3) Die Bundeskommission hat im Hinblick auf die ihr nach § 1 Absatz 3 und
§ 10 zugewiesenen Bereiche eine bundesweite Regelungszuständigkeit.

(4) Die Regionalkommissionen bestehen
– für die Region Nord aus jeweils sechs Vertreter(inne)n der Mitarbei-

ter(innen) und der Dienstgeber,
– für die Region Ost aus jeweils zwölf Vertreter(inne)n der Mitarbei-

ter(innen) und der Dienstgeber,
– für die Region Nordrhein-Westfalen aus jeweils zehn Vertreter(inne)n

der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber,
– für die Region Mitte aus jeweils zehn Vertreter(inne)n der Mitarbei-

ter(innen) und der Dienstgeber,
– für die Region Baden-Württemberg aus jeweils sechs Vertreter(inne)n

der Mitarbeiter(innen) und der Dienstgeber und
– für die Region Bayern aus jeweils vierzehn Vertreter(inne)n der Mit-

arbeiter(innen) und der Dienstgeber.

(5) Die Regionalkommissionen haben im Hinblick auf die ihnen nach § 1 Ab-
satz 3 und § 10 zugewiesenen Bereiche eine Regelungszuständigkeit be-
schränkt auf die Einrichtungen ihrer Region und zwar
– die Regionalkommission Nord für das Gebiet der Bistümer Hildesheim

und Osnabrück sowie den Offizialatsbezirk Oldenburg;
– die Regionalkommission Ost für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Berlin,

Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg;
– die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen für das Gebiet der (Erz-)

Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster (ohne den Offizialatsbezirk
Oldenburg) und Paderborn;

– die Regionalkommission Mitte für das Gebiet der Bistümer Fulda,
Limburg, Mainz, Speyer und Trier;

– die Regionalkommission Baden-Württemberg für das Gebiet der (Erz-)
Bistümer Freiburg und Rottenburg-Stuttgart;

– die Regionalkommission Bayern für das Gebiet der (Erz-)Bistümer
Augsburg, Bamberg, Eichstätt, München  und Freising, Passau, Regens-
burg und Würzburg.

(6) Eine Stellvertretung findet nicht statt, jedoch ist eine Stimmrechtsüber-
tragung möglich. Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertra-
genes Stimmrecht ausüben. Die Übertragung des Stimmrechts ist dem/der
Geschäftsführer(in) in Textform nachzuweisen
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(7) Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr Gewissen und die Ge-
setze gebunden. Dies gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(8) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstituieren sich spätestens
zwei Monate und die neu gewählte Beschlusskommission der Bundes-
kommission konstituiert sich spätestens drei Monate nach Beginn der
Amtsperiode. In der konstituierenden Sitzung wählen Mitarbeiter- und
Dienstgebervertreter getrennt ihre Mitglieder der Verhandlungskommis-
sion.

§ 3 Leitung und Geschäftsführung

(1) Der/die Präsident(in) des Deutschen Caritasverbandes oder in seinem/ihren
Auftrag ein(e) Vizepräsident(in) führt in der Bundeskommission den Vor-
sitz und repräsentiert sie nach außen. Der/die Vorsitzende wirkt auf eine
sachgerechte Beratung und Beschlussfassung hin. Er/sie hat das Recht zur
Teilnahme an allen Sitzungen der Beschlusskommission und der Verhand-
lungskommission der Bundeskommission. 

(2) Der/die Vorsitzende der Bundeskommission hat kein Stimmrecht und ist
zur unparteiischen Amtsführung verpflichtet. 

(3) Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ihre Kommission eine(n)
Vorsitzende(n) und eine(n) stellvertretende(n) Vorsitzende(n). Der/die Vor-
sitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende werden zu Beginn der
Amtszeit mit der Maßgabe gewählt, dass diese Funktionen jeweils von ei-
nem Vertreter der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite wahrgenom-
men werden und die Funktionen nach Ablauf der Hälfte der Amtsperiode
wechseln. Können sich die Mitglieder der Regionalkommissionen nicht
darüber einigen, wer zuerst den Vorsitz übernimmt, entscheidet das Los 1.
Die Wahlen erfolgen jeweils mit der Mehrheit der Gesamtzahl der Mit-
glieder der Regionalkommissionen in geheimer Abstimmung; sie werden
von dem/der Geschäftsführer(in) durchgeführt. Aufgabe der/des Vorsitzen-
den ist die Leitung der Sitzungen der Regionalkommissionen mit Unter-
stützung der/des stellvertretenden Vorsitzenden. Bei der konstituierenden
Sitzung und bis zur Wahl des/der Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren
älteste Mitglied die Sitzung. Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stell-
vertretende Vorsitzende vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den Rest der
vorgesehenen Zeit der Amtsführung eine Nachwahl statt. 

(4) Der/die Präsident(in) bestimmt den/die Geschäftsführer(in) der Arbeits-
rechtlichen Kommission. Der/die Geschäftsführer(in) übernimmt die lau-
fenden Geschäfte der Bundeskommission und der Regionalkommissionen
in Einvernehmen mit den jeweiligen Vorsitzenden. Er/sie bereitet insbeson-
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dere die Sitzungen vor, lädt dazu ein, legt die Arbeitsergebnisse und die
Beschlüsse schriftlich nieder und teilt die Beschlüsse jeweils den (Erz-)
Bistümern, dem Offizialatsbezirk Oldenburg, dem Verband der Diözesen
Deutschlands und den Kommissionen zur Ordnung des diözesanen Arbeits-
vertragsrechts in geeigneter Weise mit. Dabei wird der/die Geschäftsfüh-
rer(in) von den Referent(inn)en der Geschäftsstelle unterstützt, die ihn/sie
vertreten können.

(5) Das für Personalfragen zuständige Mitglied des Vorstands des Deutschen
Caritasverbandes hat ein Recht zur Teilnahme an den Sitzungen der Bun-
deskommission. Der Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzeigen.

§ 4 Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) – Mitarbeiterseite 

(1) Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regionalkommissionen werden
in jedem in dem Gebiet der jeweiligen Regionalkommission liegenden
(Erz-)Bistum sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils zwei Mitglie-
der, in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart jeweils drei
Mitglieder, für einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt.
Wiederwahl ist möglich. 

(2) Für die Mitarbeiterseite in der Beschlusskommission der Bundeskommis-
sion wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg
jeweils ein Mitglied für einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode)
gewählt. Wiederwahl ist möglich. Das Mitglied der Bundeskommission ist
zugleich eines der Mitglieder einer Regionalkommission nach Absatz 1.

(3) Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) nach den Absätzen 1 und 2
ist derjenige/diejenige, dessen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richt-
linien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasver-
bandes regelt und der/die nach der Mitarbeitervertretungsordnung des je-
weiligen (Erz-)Bistums das passive Wahlrecht besitzt. Nicht wählbar ist,
wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses gemäß § 2 oder eines Wahlvor-
standes gemäß § 3 der Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Mitarbei-
ter(innen) in der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(4) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Verhandlungskommission der Bun-
deskommission werden von und aus den Mitgliedern der Mitarbeiterseite
der Beschlusskommission der Bundeskommission für einen Zeitraum von
vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. Die Wahlen erfolgen durch Mehrheits-
beschluss in geheimer Abstimmung; sie werden von dem/der Geschäfts-
führer(in) durchgeführt. Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Personen eine Stichwahl statt. Besteht auch danach Stimmen-
gleichheit, entscheidet das Los. 

(5) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Mitarbei-
ter(innen) in der Arbeitsrechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser
Ordnung ist.
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§ 5 Vertreter(innen) der Dienstgeber – Dienstgeberseite

(1) Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regionalkommissionen wird
von den Vertretern/Vertreterinnen der Rechtsträger in jedem in dem Gebiet
der jeweiligen Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie im
Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, in den (Erz-)Bistümern
Freiburg und Rottenburg-Stuttgart jeweils zwei Mitglieder, für einen
Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. Wiederwahl ist möglich. 

(2) Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Landes-Caritasverband Olden-
burg entsendet zusätzlich jeweils ein weiteres Mitglied der Dienstgeberseite
in die entsprechende Regionalkommission für einen Zeitraum von vier Jah-
ren (Amtsperiode). Wiederentsendung ist möglich.

(3) Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Beschlusskommission der Bun-
deskommission werden durch die Mitglieder der Dienstgeberseite aller
Regionalkommissionen in einer gemeinsamen Wahlversammlung für einen
Zeitraum von 4 Jahren (Amtsperiode) gewählt. Von den 28 Mitgliedern der
Beschlusskommission müssen mindestens 14 Vertreter(innen) Mitglied
einer Regionalkommission sein. Jede Regionalkommission muss dabei
mindestens mit einem Mitglied vertreten sein. Wiederwahl ist möglich.

(4) Wählbar bzw. entsendbar als Vertreter(in) der Dienstgeber ist derjenige/die-
jenige, der/die Mitglied eines Organs eines kirchlich-caritativen Rechts-
trägers ist, das zur gesetzlichen Vertretung berufen ist, oder der/die leiten-
de(r) Mitarbeiter(in) eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers nach der Mit-
arbeitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums ist. Nicht wählbar
bzw. entsendbar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses nach § 2
oder eines Wahlvorstandes nach § 3 der Wahlordnung für die Vertreter(in-
nen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(5) Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Verhandlungskommission der Bun-
deskommission werden von und aus den Mitgliedern der Dienstgeberseite
der Beschlusskommission der Bundeskommission für einen Zeitraum von
vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. Die Wahlen erfolgen in geheimer Ab-
stimmung; sie werden von dem/der Geschäftsführer(in) durchgeführt. Bei
Stimmengleichheit findet zwischen den stimmengleichen Personen eine
Stichwahl statt. Besteht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das Los.

(6) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Dienst-
geber in der Arbeitsrechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser Ord-
nung ist.

§ 6 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Das Amt eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kommission endet vor-
zeitig

– bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbarkeit bzw. Ent-
sendbarkeit nach § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 4 dieser Ordnung,
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– durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher Form,

– im Falle grober Vernachlässigung oder grober Verletzung der Befugnis-
se und Pflichten als Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission.

(2) Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Verletzung der Befugnisse
und Pflichten entscheidet das zuständige Kirchliche Arbeitsgericht nach § 2
Absatz 1 Kirchliche Arbeitsgerichtsordnung; Voraussetzung ist im Hinblick
auf ein Mitglied der Bundeskommission ein Antrag der Beschlusskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission, im Hinblick auf ein Mitglied einer
Regionalkommission ein Antrag der jeweiligen Regionalkommission.

§ 6a Interne Beratung beider Seiten

Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite werden jeweils durch eigene, ins-
besondere im Tarif- und Arbeitsrecht kundige und beim Deutschen Caritasver-
band e.V. in einem Beschäftigungsverhältnis stehende Personen unterstützt, die
nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission sind. Die Entscheidung über
die Einstellung erfolgt im Einvernehmen mit der jeweiligen Seite. Diese Per-
sonen können mit Zustimmung der jeweiligen Seite beratend an den Sitzungen
der Bundeskommission, der Regionalkommissionen, der Ausschüsse und der
internen Beratungen teilnehmen. 

§ 7 Tarifinstitut

(1) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission werden bei der Fassung
von Beschlüssen durch ein Institut zum Arbeitsrecht der Caritas unterstützt.
Aufgabe des Instituts ist die Beratung der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen
Kommission bei der Weiterentwicklung der „Richtlinien für Arbeitsverträ-
ge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes“ (AVR). 

(2) Das Institut ist beiden Seiten der Arbeitsrechtlichen Kommission zugeord-
net. Die Leitung besteht aus zwei Personen, die jeweils der Mitarbeiterseite
und der Dienstgeberseite zugeordnet sind. Bei Bedarf werden weitere
Stellen den jeweiligen Seiten zugeordnet. Die Aufsicht über das Institut
obliegt einem von beiden Seiten paritätisch besetzten Gremium unter Lei-
tung des Vorsitzenden der Bundeskommission. 

(3) Das Nähere regelt der Vorstand des Deutschen Caritasverbandes mit Zu-
stimmung des Caritasrates.

§ 8 Rechtstellung der Mitglieder, Freistellung und Kostenersatz

(1) Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission ist ihre Tätigkeit an-
lässlich der Wahrnehmung von Rechten oder in der Erfüllung von Pflichten
nach dieser Ordnung Dienst im Rahmen ihres Dienstverhältnisses und im
Sinne von Unfallfürsorgebestimmungen. Die Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission führen ihr Amt im Rahmen der dienstlichen Aufgaben. 
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(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind in der Ausübung
ihres Amtes zu unterstützen und dürfen dabei weder behindert noch auf-
grund ihrer Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden.

(3) Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeitsrecht-
lichen Kommission in notwendigem Umfang zur ordnungsgemäßen Durch-
führung ihrer Aufgaben ohne Minderung der Bezüge und des Erholungs-
urlaubs von ihren dienstlichen Aufgaben freizustellen. Die Freistellung ent-
hält den Anspruch auf Reduzierung der dienstlichen Aufgaben und erfolgt
bis zum Ablauf der jeweiligen Amtsperiode. Für die Mitglieder der Dienst-
geberseite erfolgt grundsätzlich anstelle der Freistellungen jeweils ein pau-
schalierter Kostenersatz in vergleichbarem Umfang an den jeweiligen An-
stellungsträger. Über die Höhe der Pauschale entscheidet der Caritasrat und
teilt dies der Arbeitsrechtlichen Kommission mit.

(4) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regionalkommissionen sind auf
Antrag zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu
15 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Voll-
zeitbeschäftigten freizustellen. 

(5) Soweit für einzelne Mitglieder der Mitarbeiterseite der Regionalkommis-
sionen eine besondere zeitliche Belastung durch die Bearbeitung von An-
trägen nach § 11 dieser Ordnung entsteht, können diese mit bis zu weiteren
15 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Voll-
zeitbeschäftigten freigestellt werden. Über Anträge auf Bewilligung der
zusätzlichen Freistellung oder auf pauschalierten Kostenersatz entscheidet
unter Berücksichtigung von § 11 Absatz 7 dieser Ordnung der/die Vorsit-
zende der Bundeskommission.

(6) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Beschlusskommission der Bun-
deskommission sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer
Aufgaben jeweils bis zu 10 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Ar-
beitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen.

(7) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Verhandlungskommission der
Bundeskommission sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen Durchführung
ihrer Aufgaben jeweils bis zu 50 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen.

(8) Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission
gelten die Schutzbestimmungen, wie sie für Mitglieder der Mitarbeiterver-
tretungen nach der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)
Bistums gelten. Dies gilt ebenfalls innerhalb eines Jahres nach Beendigung
der Amtszeit, es sei denn, die Mitgliedschaft ist nach § 6 Absatz 1 vorzeitig
beendet worden. Wird gegenüber einem Mitglied der Mitarbeiterseite eine
betriebsbedingte Kündigung ausgesprochen, hat der Dienstgeber zur Be-
rücksichtigung der Belange des Dritten Weges den Ältestenrat gemäß § 14
anzuhören; dies ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Erklärung der
Kündigung.
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§ 9 Arbeitsweise

(1) Die Verhandlungskommission und die Beschlusskommission der Bundes-
kommission sowie die Regionalkommissionen treten bei Bedarf zusam-
men. Eine Sitzung hat außerdem stattzufinden, wenn dies von der Hälfte
der Mitglieder der jeweiligen Kommission schriftlich und unter Angabe
von Gründen bei dem/der jeweiligen Vorsitzenden verlangt wird.

(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung hat in der Regel drei
Wochen vor dem Sitzungstermin zu erfolgen.

(3) Anträge an die jeweiligen Kommissionen können nur deren Mitglieder stel-
len. Abweichend hiervon werden Anträge nach § 11 dieser Ordnung von der
(Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder dem Dienstgeber oder von beiden
gestellt.

(4) Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission und ihrer Ausschüsse
sind nicht öffentlich. Es können Sachverständige hinzugezogen werden.

(5) Die Verhandlungskommission und die Beschlusskommission der Bundes-
kommission sowie die Regionalkommissionen geben sich jeweils eine Ge-
schäftsordnung.

§ 10 Zuständigkeiten der Bundeskommission und der Regionalkommissionen

(1) Die Bundeskommission hat eine umfassende Regelungszuständigkeit mit
Ausnahme der Bereiche, die ausschließlich den Regionalkommissionen zu-
gewiesen sind. In den ausschließlich den Regionalkommissionen zugewie-
senen Bereichen bestehen Bandbreiten; sie betragen für die Festlegung der
Höhe aller Vergütungsbestandteile von dem mittleren Wert 15 v. H. Diffe-
renz nach oben und nach unten, für die Festlegung des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs von dem mitt-
leren Wert 10 v. H. Differenz nach oben und nach unten. Die Bundes-
kommission legt den mittleren Wert fest; sie kann den Umfang der Band-
breiten durch Beschluss verändern.

(2) Die Regionalkommissionen sind ausschließlich zuständig für die Festle-
gung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßi-
gen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs. Dabei haben sie
die von der Bundeskommission nach Absatz 1 festgelegten Bandbreiten
einzuhalten. Fasst die Bundeskommission nach Aufforderung durch den
Beschluss einer Regionalkommission nicht innerhalb von sechs Monaten
einen Beschluss zur Festsetzung eines mittleren Wertes und des Umfangs
einer Bandbreite, kann die Regionalkommission einen eigenen Beschluss
nach Absatz 2 Satz 1 ohne eine nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 festgelegte
Bandbreite fassen. Beschlüsse einer Regionalkommission, die außerhalb
der durch die Bundeskommission festgelegten Bandbreite liegen, sind als
Beschluss der äußersten, von der Bundeskommission als zulässig fest-
gelegten Bandbreite auszulegen.
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(3) Die Regionalkommissionen können zudem Regelungen der Beschäfti-
gungssicherung, wie beispielsweise Regelungen zur betriebsbedingten
Kündigung, beschließen. Soweit diese Regelungen im Widerspruch zu Re-
gelungen der Bundeskommission stehen, gehen die Regelungen der Regio-
nalkommissionen vor.

(4) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss bei der Bundeskom-
mission beantragen, von einer festgelegten Bandbreite abweichen zu dür-
fen.

(5) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss eigene Regelungszu-
ständigkeiten zeitlich befristet an die Bundeskommission übertragen, die
Bundeskommission kann durch Beschluss eigene Regelungszuständigkei-
ten zeitlich befristet an eine oder mehrere Regionalkommissionen übertra-
gen. Erfolgt ein solcher Beschluss, bedarf die Übertragung der Zustimmung
durch die Kommissionen, die diese Zuständigkeiten erhalten.

(6) Fasst die Bundeskommission nach Aufforderung durch den Beschluss einer
Regionalkommission in einer der Bundeskommission zugeordneten Rege-
lungszuständigkeit nicht innerhalb von sechs Monaten einen Beschluss,
kann die Regionalkommission anstelle der Bundeskommission einen eige-
nen Beschluss fassen. Dies gilt nicht für die Bandbreitenregelung nach Ab-
satz 1. Soweit die von der Regionalkommission beschlossenen Regelungen
im Widerspruch zu späteren Beschlüssen der Bundeskommission stehen,
gehen die Regelungen der Bundeskommission vor. Dabei hat die Bundes-
kommission eine Übergangsfrist von mindestens 12 Monaten festzulegen.

§ 11 Einrichtungsspezifische Regelungen

(1) Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder Dienstgeber oder beide ge-
meinsam können für die Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers, für
eine Einrichtung oder für Teile einer Einrichtung einen schriftlich zu be-
gründenden Antrag an die zuständige Regionalkommission stellen, von den
durch die Regionalkommission festgelegten Regelungen abzuweichen. Zur
Begründung hat der Antragsteller geeignete Unterlagen vorzulegen. Bei
Anträgen einer (Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine substantiierte
Darstellung aus. Die Regionalkommission kann von dem Dienstgeber der
Einrichtung geeignete Unterlagen anfordern.

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers betreffen,
die im Zuständigkeitsbereich von mehreren Regionalkommissionen liegen,
ist in Abweichung von § 2 Absatz 5 die Regionalkommission zuständig, in
der der Träger seinen Sitz hat.

(3) Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine Unterkommission der
Regionalkommission (Absatz 4) innerhalb von drei Monaten durch Be-
schluss. Soweit sie Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu befristen.
Die Frist beginnt mit der Feststellung der Vollständigkeit der eingereichten
Unterlagen durch den/die Geschäftsführer(in).
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(4) Für jeden Antrag nach Absatz 1 wird eine Unterkommission der Regional-
kommission eingerichtet. Die Unterkommission wird durch Beschluss der
Regionalkommission aus deren Mitgliedern besetzt. Sie besteht aus 2 Ver-
treter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 2 Vertreter(inne)n der Dienstgeber.
Die Regionalkommission kann eine Erhöhung auf jeweils 3 Vertreter(in-
ne)n jeder Seite beschließen. Die Besetzung und das Verfahren regelt die
Regionalkommission. Ein Mitglied der Unterkommission wird von den
Mitgliedern dieser Unterkommission zum/zur Vorsitzenden, ein anderes
Mitglied zum/zur stellvertretenden Vorsitzenden bestimmt. Die Anstel-
lungsträger der Mitglieder der Unterkommission sollen nicht in einem un-
mittelbaren Konkurrenzverhältnis zur Antrag stellenden Einrichtung ste-
hen. Die Mitglieder der Unterkommission sollen Gespräche mit der betrof-
fenen (Gesamt-)Mitarbeitervertretung und dem betroffenen Dienstgeber
führen. Sie können Sachverständige hinzuziehen.

(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommission zu dem Antrag einen
einstimmigen Beschluss oder einen Beschluss mit der Mehrheit von drei
Viertel der Mitglieder der Unterkommission oder wird der Antrag einstim-
mig oder mit drei Viertel der Mitglieder der Unterkommission abgelehnt, ist
ihre Entscheidung abschließend.

(6) Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der Regionalkommission nicht
die erforderliche Mehrheit, stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder
der Unterkommission zu, oder entscheidet die Unterkommission der Re-
gionalkommission aus Gründen, die der Antragsteller nicht zu vertreten hat,
nicht innerhalb von drei Monaten über den Antrag, kann der Antragsteller
innerhalb eines Monats ein Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 einleiten.
Die Anrufung des Vermittlungsausschusses beendet das Verfahren vor der
Unterkommission.

(7) Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach dieser Bestimmung kann
von den betroffenen Dienstgebern eine Beratungsgebühr und/oder eine
Beschlussgebühr erhoben werden; Grundlage ist eine Gebührenordnung,
die der Caritasrat des Deutschen Caritasverbandes auf Antrag des/der Vor-
sitzenden der Bundeskommission erlässt.

(8) Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der Vermittlungsausschuss
nach § 16 Absatz 1 in Verbindung mit § 16 Absatz 10 tätig. Dieser entschei-
det durch Spruch mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung
ist nicht möglich. Der Spruch tritt an die Stelle eines Beschlusses der Unter-
kommission der Regionalkommission. § 16 gilt mit Ausnahme des Absat-
zes 2 entsprechend.

§ 12 Ausschüsse

(1) Die Kommissionen können zur Behandlung bestimmter Sachthemen Aus-
schüsse bilden. Diese bereiten die Beschlüsse der Kommissionen vor.
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(2) Die Mitglieder, die Vorsitzenden und die stellvertretenden Vorsitzenden der
Ausschüsse werden von den Kommissionen aus ihrer Mitte gewählt.

(3) Die Ausschusssitzungen werden von dem/der Vorsitzenden geleitet, in Ab-
wesenheit von dessen/deren Stellvertreter(in). Die Einberufung zu den Sit-
zungen und die Führung der laufenden Geschäfte der Ausschüsse über-
nimmt der/die Geschäftsführer(in).

(4) Zu den Ausschusssitzungen können Sachverständige hinzugezogen werden.

§ 13 Beschlüsse

(1) Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss
und Beendigung von Dienstverhältnissen sowie Beschlüsse der Kommis-
sionen nach § 6 Absatz 2 bedürfen, mit Ausnahme von § 15 Absatz 4, je-
weils einer Mehrheit von drei Viertel ihrer Mitglieder. Ein Beschluss der
Bundeskommission ist zustande gekommen, wenn die Mitglieder der Be-
schlusskommission einem Beschluss der Verhandlungskommission mit
einer Mehrheit von drei Viertel ihrer Mitglieder zustimmen. 

(2) Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen bedürfen der Mehrheit ihrer
Mitglieder. 

(3) In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine mündliche Verhandlung
entbehrlich ist, können Beschlüsse der Kommissionen durch schriftliche
Stimmabgabe herbeigeführt werden. Sie bedürfen der Einstimmigkeit. Über
die Einleitung des schriftlichen Verfahrens entscheidet der/die Vorsitzende
der jeweiligen Kommission. Das Ergebnis der schriftlichen Stimmabgabe
wird von dem/der Geschäftsführer(in) festgestellt und den jeweiligen Kom-
missionsmitgliedern schriftlich mitgeteilt.

(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission findet eine Beschlussfassung
in geheimer Abstimmung statt.

§ 14 Ältestenrat

(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Viertel der Mitglieder der Ver-
handlungskommission der Bundeskommission oder nicht die erforderliche
Mehrheit der Mitglieder der Beschlusskommission der Bundeskommission,
stimmen jedoch mindestens die Hälfte ihrer jeweiligen Mitglieder dem Be-
schluss zu, kann innerhalb von einem Monat mindestens die Hälfte der Mit-
glieder der Verhandlungskommission der Bundeskommission durch Antrag
den Ältestenrat anrufen, der durch die Erarbeitung eines Vermittlungsvor-
schlages auf eine gütliche Einigung hinwirken soll.

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der Vorsitzenden der Bundes-
kommission, der/die dem Ältestenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der
Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, die jeweils von beiden Seiten der
Bundeskommission benannt werden, und dem/der Geschäftsführer(in). So-
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weit der Antrag eines einzelnen Mitglieds der Kommission Gegenstand der
Beratungen ist, kann dieses nicht Mitglied des Ältestenrates sein.

(3) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 15 Vermittlungsverfahren

(1) Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach § 14 Absatz 1 oder an-
stelle eines solchen Verfahrens kann mindestens die Hälfte der Mitglieder
der Verhandlungskommission oder der Beschlusskommission der Bundes-
kommission innerhalb von einem Monat durch Antrag den Vermittlungs-
ausschuss zur Vorlage eines Vermittlungsvorschlags anrufen.

(2) Das Vermittlungsverfahren wird durch den Vermittlungsausschuss mit einem
Vermittlungsvorschlag oder mit der Feststellung abgeschlossen, keinen Ver-
mittlungsvorschlag unterbreiten zu können. Einem Vermittlungsvorschlag
muss die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses zustimmen. Der Vermittlungsausschuss legt den Vermittlungsvor-
schlag der jeweiligen Kommission zur Entscheidung vor. Wird dem Vermitt-
lungsvorschlag nicht zugestimmt, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage.

(3) Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsverfahren nach Absatz 1
kann mindestens die Hälfte der Mitglieder der Beschlusskommission durch
Antrag den erweiterten Vermittlungsausschuss anrufen. Die Mitglieder der
Beschlusskommission, die nicht für den Antrag gestimmt haben, haben die
Möglichkeit, gemeinsam schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positio-
nieren, Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzubringen, soweit
dies nicht bereits geschehen ist. Der erweiterte Vermittlungsausschuss hat
dann durch Spruch zu entscheiden. Der Spruch hat eine Regelung zu ent-
halten. Der erweiterte Vermittlungsausschuss entscheidet mit der Mehrheit
seiner Mitglieder. Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. Der Spruch tritt
an die Stelle eines Beschlusses der Bundeskommission.

(4) Die Beschlusskommission der Bundeskommission kann innerhalb von
einem Monat nach der Verkündung den Spruch des Vermittlungsausschus-
ses mit der Mehrheit ihrer Mitglieder durch einen eigenen Beschluss erset-
zen. Erst nach Ablauf dieser Frist ist der Spruch des Vermittlungsausschus-
ses nach § 18 in Kraft zu setzen.

(5) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.

(6) Unbeschadet der Regelungen in den Absätzen 1 bis 5 kann der Ortsordina-
rius im Einzelfall das Vorliegen eines unabweisbaren Regelungsbedürf-
nisses unüberprüfbar feststellen und die notwendige Entscheidung treffen.

§ 16 Vermittlungsausschuss

(1) Der Vermittlungsausschuss nach § 15 Absatz 1 setzt sich zusammen aus je
einem/einer Vorsitzenden der beiden Seiten, der/die nicht Mitglied der Ar-
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beitsrechtlichen Kommission ist, je einem Mitglied der Mitarbeiterseite und
der Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie je einem Mitglied der
Mitarbeiterseite und Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der Arbeitsrecht-
lichen Kommission ist.

(2) Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 15 Absatz 3 setzt sich zusam-
men aus den Mitgliedern des Vermittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und
aus je einem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeber-
seite der Bundeskommission sowie je einem weiteren Mitglied der Mit-
arbeiterseite und der Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der Arbeitsrecht-
lichen Kommission ist.

(3) Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses erfolgen
durch die beiden Vorsitzenden. Für jedes Vermittlungsverfahren nach § 15
Absatz 1 und nach § 15 Absatz 3 wird jeweils zu Beginn des Verfahrens ein-
vernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, welche(r) der beiden Vor-
sitzenden die Sitzung nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und welche(r)
unterstützend teilnimmt. Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung
zustande, entscheidet das Los. Der/die leitende Vorsitzende kann Sachver-
ständige hinzuziehen. 

(4) Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermittlungsausschuss einen
gemeinsamen Vorschlag. Bei der Abstimmung über diesen Vorschlag haben
die beiden Vorsitzenden eine einzige gemeinsame Stimme.

(5) Die Mitglieder des Vermittlungsausschuss und des erweiterten Vermitt-
lungsausschusses werden zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der Ar-
beitsrechtlichen Kommission gewählt. Die beiden Vorsitzenden des Ver-
mittlungsausschusses werden gemeinsam von den Mitgliedern der Bundes-
kommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. Die übrigen Mit-
glieder des Vermittlungsausschusses werden jeweils von den Mitgliedern
der Bundeskommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. Die
Wahlen erfolgen durch geheime Abstimmung; sie werden von dem/der
Geschäftsführer(in) vorbereitet und durchgeführt.

(6) Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsausschusses beträgt vier Jahre
(Amtsperiode). Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit endet vorzeitig,
wenn die Mitglieder des Vermittlungsausschusses vorzeitig aus der Bundes-
kommission ausscheiden oder von ihrem Amt im Vermittlungsausschuss
zurücktreten. Dann findet für den Rest der Amtszeit eine erneute Wahl statt.

(7) Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden Vorsitzenden statt. Eine
Stellvertretung findet nicht statt, jedoch ist eine Stimmrechtsübertragung
für Mitglieder des Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende/r sind,
möglich. Ein Mitglied des Vermittlungsausschusses kann zusätzlich nicht
mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. Die Übertragung des
Stimmrechts ist dem/der Geschäftsführer(in) in Textform nachzuweisen.

(8) Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind nur an ihr Gewissen und
die Gesetze gebunden. Dies gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.
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(9) Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermittlungsausschusses, die
nicht Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind, erhalten eine
angemessene Aufwandsentschädigung, deren Höhe der/die Vorsitzende
der Bundeskommission festlegt.

(10) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 bis 9 entsprechend.

§ 17 Ergänzende Vermittlungsverfahren

Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungsverfahren in ihren Ge-
schäftsordnungen festlegen oder für den Einzelfall beschließen.

§ 18 In-Kraft-Treten der Beschlüsse 

(1) Die Beschlüsse der jeweiligen Kommission sind durch den/die Geschäfts-
führer(in) dem/der jeweiligen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu
unterzeichnen. Anschließend sind die Beschlüsse nach Maßgabe der Richt-
linien für die In-Kraft-Setzung der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes in ihrer jeweils geltenden Fassung
in der Bundesrepublik Deutschland bzw. der jeweiligen Region in Kraft zu
setzen.

(2) Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen in der Verbandszeitschrift
„neue caritas“ veröffentlicht werden. Die Beschlüsse der Regionalkommis-
sionen sollen in geeigneten diözesanen Medien veröffentlicht werden. Dies
gilt nicht für Beschlüsse, die nach § 11 der Ordnung gefasst werden.

§ 19 Kosten

(1) Die Kosten der Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission, des Instituts
für das Arbeitsrecht der Caritas sowie die Reisekosten (Kosten für Fahrt,
Unterkunft und Verpflegung) der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission zu den Kommissions- und Ausschusssitzungen werden vom Deut-
schen Caritasverband im Rahmen einer Umlage der Diözesan-Caritasver-
bände und des Landes-Caritasverbandes Oldenburg getragen. Gleiches gilt
für die durch eine Freistellung für eine(n) Vertreter(in) der Mitarbeiter(in-
nen) der Arbeitsrechtlichen Kommission dem jeweiligen Dienstgeber ent-
stehenden Personalkosten und für die durch eine Erstattung für eine(n) Ver-
treter(in) der Dienstgeber der Arbeitsrechtlichen Kommission entstehenden
pauschalierten Kosten. Dazu gehören auch die einem/einer Vertreter(in) der
Mitarbeiter(innen) als Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission entste-
henden Sachkosten.

(2) Die für die Durchführung eines Verfahrens vor den kirchlichen Arbeitsge-
richten notwendigen Auslagen der Verfahrensbeteiligten trägt ebenfalls der
Deutsche Caritasverband im Rahmen einer Umlage der Diözesan-Caritas-
verbände und des Landes-Caritasverbandes Oldenburg.
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(3) Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Landes-Caritasverband Ol-
denburg anfallenden Aufwendungen für die Umlage zu den Kosten der Ar-
beitsrechtlichen Kommission werden von jedem Verband in einem geeigne-
ten Verfahren auf die Rechtsträger der Einrichtungen des jeweiligen Ver-
bandsbereichs umgelegt. 

§ 19a Budgetausschuss

Es wird ein Budgetausschuss gebildet. Ihm gehören mindestens zur Hälfte Mit-
glieder der Arbeitsrechtlichen Kommission an. Der Budgetausschuss bewertet
die tatsächliche Verwendung der Finanzmittel und erarbeitet Empfehlungen an
den Vorstand des Deutschen Caritasverbandes über die Höhe des Budgets, das
die Delegiertenversammlung auf Empfehlung des Vorstandes festlegt. Das Nä-
here regelt eine vom Vorstand des Deutschen Caritasverbandes erlassene Ord-
nung.

§ 20 Schlussbestimmungen

Diese Ordnung tritt am 01. April 2010 in Kraft.

Abweichend davon tritt die Änderung des § 3 Absatz 3 zum 01. Januar 2012 in
Kraft.

Bei Anträgen auf einrichtungsspezifische Regelungen, die vor dem 01. April
2010 gestellt worden sind, gelten die bis zum 31. März 2010 geltenden Verfah-
rensregelungen weiter.

Gleiches gilt für Ältestenrats- und Vermittlungsverfahren im Sinne der §§ 14 ff.,
die vor dem 01. April 2010 eingeleitet worden sind.

Diese Ordnung wurde am 20. März 2007 von der 4. Delegiertenversammlung
2007 des Deutschen Caritasverbandes e.V. beschlossen, am 17. Oktober 2007
von der 5. Delegiertenversammlung 2007 modifiziert und am 24. März 2010
von der 8. Delegiertenversammlung 2010 verändert. 

Vorstehende Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission setze ich für das Bis-
tum Hildesheim in Kraft.

Hildesheim, den 1. April 2010

L.S.

†  N o r b e r t  Tr e l l e
Bischof von Hildesheim

80

Kirchlicher Anzeiger BISTUM HILDESHEIM Nr. 3/2010



Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen

Kommission vom 5. März 2010

Anpassung von § 11 AT AVR an die aktuelle Rechtslage

1. In § 11 Absatz 1 des Allgemeinen Teils der AVR entfallen in Unterabsatz 1
die Worte „nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres“ sowie in Unter-
absatz 2 der gesamte Satz 1.

2. Der bisherige Satz 2 und neue Satz 1 in § 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 des All-
gemeinen Teils wird wie folgt neu gefasst:

„Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung werden voll angerechnet.“

3. In § 11a entfallen in Absatz 2 und in Absatz 4 jeweils die Worte „nach Voll-
endung des achtzehnten Lebensjahres“.

4. Dieser Beschluss tritt zum 05. März 2010 in Kraft.

Vorstehenden Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission setze ich für das Bistum Hildesheim in Kraft.

Hildesheim, den 29. April 2010

L.S.

†  N o r b e r t  Tr e l l e

Bischof von Hildesheim

Beraterstab zum Vorgehen gegen sexuellen Missbrauch

Rückwirkend zum 1. April 2010 hat Bischof Norbert für fünf Jahre folgende
Damen und Herren in den Beraterstab berufen, der dem Bischöflichen Beauf-
tragten zum Vorgehen gegen sexuellen Missbrauch Minderjähriger durch Geist-
liche an die Seite gestellt ist:

Herr Dr. John Coughlan,

Pfaffenstieg 12, 31134 Hildesheim (Psychotherapeut)

Herr Lothar Herzog,

Schubertstraße 4, 31141 Hildesheim (Rechtsanwalt, Fachanwalt für Sozial-
recht)

81

Kirchlicher Anzeiger BISTUM HILDESHEIM Nr. 3/2010



Frau Eva Maria Schleich,
An den Vierlinden 19, 31139 Hildesheim (Schulleiterin)

Schwester Ancilla Dr. Schulz (Vinzentinerinnen),
Neue Straße 16, 31134 Hildesheim (Fachärztin für Psychiatrie und Psycho-
therapie)

Neben dem Bischöflichen Beauftragten hat Bischof Norbert Sr. Dr. Ancilla
Schulz zur Ansprechpartnerin bei Missbrauchsfällen Minderjähriger durch
Geistliche berufen. Dieser Auftrag gilt ebenfalls für fünf Jahre.

B i s c h ö f l i c h e s  G e n e r a l v i k a r i a t

Muster-Architektenvertrag

Nach der Novellierung der HOAI im Jahre 2009 wurde der Muster-Architekten-
vertrag für die Kirchengemeinden überarbeitet und angepasst. Das Word-Doku-
ment des Vertrages erhalten Sie beim Bischöflichen Generalvikariat Hildes-
heim, Stabsabteilung Recht (Frau Donn, Tel. 0 5121/307-241). Nähere Infor-
mationen zum Vertrag erhalten Sie auch bei der Immobilienabteilung des BGV
Hildesheim.

P r ä l a t  D r .  We r n e r  S c h r e e r

Bischöflicher Generalvikar

Übertragung der Fußball-WM 2010 in den Pfarreien

Vom 11. Juni bis 11. Juli 2010 findet die Fußball-Weltmeisterschaft statt. Um
allen Pfarreien und kath. Einrichtungen, die gerne Spiele öffentlich zeigen
möchten, eine rechtlich abgesicherte Möglichkeit zu verschaffen, hat der Ver-
band der Diözesen Deutschlands mit den Betroffenen Rechtinhabern Verein-
barungen getroffen. Das entsprechende Merkblatt kann auf der Internetseite des
Bistums unter „Stababteilung Recht, Dokumente“ heruntergeladen werden oder
per E-Mail bei Lucia.Donn@Bistum-Hildesheim.de oder telefonisch unter
(0 5121) 307-241 oder -245 angefordert werden.

B i s c h ö f l i c h e s  G e n e r a l v i k a r i a t
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Priesterweihe

Am Samstag, den 22. Mai 2010, hat Herr Bischof Norbert Trelle in der Basilika
St. Godehard zu Hildesheim folgende Diakone zu Priestern geweiht:

Stefan Mispagel und Martin Tigges

Hildesheim, im Mai 2010

R e g e n s  D r . H e n n e c k e

Priesterseminar Hildesheim

Betriebsausflug des Bischöflichen Generalvikariates

am 20. August 2010

Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass am Freitag, den 20. August 2010, wegen
eines Betriebsausfluges alle Dienststellen des Bischöflichen Generalvikariates
in Hildesheim nicht erreichbar sind.

Wir bitten um Ihr Verständnis.

Hildesheim, 2. Juni 2010

B i s c h ö f l i c h e s  G e n e r a l v i k a r i a t

Vorankündigung

Termine der Weihekurswochen und der theologischen Studienwoche

im Block Herbst 2010 /Frühjahr 2010

(jeweils von Montagvormittag bis Donnerstagabend)

Ort: Tagungshaus Priesterseminar, Neue Straße 3, 31134 Hildesheim

08. bis 11. November 2010 für die Weihejahrgänge 1959, 1965, 1971,
1977, 1983, 1989 und 1995

21. bis 24. Februar 2011 für die Weihejahrgänge 1960, 1966, 1972,
1978, 1984, 1990 und 1996
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14. bis 17. März 2011 für die Weihejahrgänge 1961, 1967, 1973,
1979, 1985, 1991 und 1997

28. bis 31. März 2011 kursübergreifende theologische Studienwoche
für alle Priester des Bistums

Diözesannachrichten

Bischof Norbert Trelle hat folgende Ernennungen bzw. Versetzungen vor-

genommen:

Dechant Stefan Bringer

Verlängerung der bisherigen befristeten Ernennung zum kommissarischen
Dechanten für das Dekanat Bückeburg bis zum 31. August 2012.

Pfarrer Franz Kurth

Ernennung zum Dechanten des Dekanates Nörten-Osterode mit Wirkung vom
01. Mai 2010.

Dechant Kuno Kohn

Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrer der Pfarrgemeinde Goslar, St.
Jakobus der Ältere und von den Aufgaben des Dechanten des Dekanates
Goslar-Salzgitter zum 19. Juni 2010.

Pater Ludger Wolfert CSsR

Beauftragung, zusätzlich zu den bisherigen Aufgaben, als Pfarrvikar in der
Pfarrgemeinde Goslar, St. Jakobus der Ältere und die Erteilung der allgemei-
nen Berechtigung zur Trauungsassistenz mit Wirkung vom 01. Mai 2010.
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Pfarrgemeinde Goslar, St. Jakobus
der Ältere zum 19. Juni 2010 bis auf Weiteres.

Pfarrer Engelbert Palmer

Entpflichtung als Pfarrer der Pfarrgemeinde Bockenem, St. Clemens sowie als
Präses der Kolpingfamilie Bockenem zum 03. Juni 2010.
Versetzung in den Ruhestand zum 03. Juni 2010.
Titel: Pfarrer i.R.
Wohnung: wie bisher, neue Telefonnummer: 0 50 67/2 49 01 01

Pfarrer Ryszard Karp

Übertragung der Pfarrgemeinde Bockenem, St. Clemens, zusätzlich zu den
bisherigen Aufgaben zum 03. Juni 2010.
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Pater Lukas Schmidkunz OSA

Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Pfarrgemeinden Obernfeld,
St. Blasius, Rollshausen-Germershausen, Mariä Verkündigung, Rollshausen,
St. Margareta, Seeburg, St. Martinus und Seeburg-Bernshausen, St. Peter und
Paul bis auf Weiteres.

Pfarrer Rudolf Maria Algermissen

Entpflichtung von den Aufgaben des Krankenhausseelsorgers in Göttingen
und Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand zum 01. Juni 2010.
Titel: Pfarrer i.R.

Pfarrer Dieter Madeiski

Entpflichtung von den seelsorglichen Aufgaben im Katholischen Senioren-
pflegeheim Maria im Tann in Salzgitter und Versetzung in den Ruhestand zum
30. Juni 2010.
Neue Adresse: Scharrenstr. 9, 37115 Duderstadt
Titel: Pfarrer iR.

Father Thomas Thannippara, Indien

Seit dem 15. April 2010 Vorbereitung auf den priesterlichen Einsatz im Bistum
Hildesheim.
Anschrift: Bischöfliches Priesterseminar Hildesheim, Brühl 16, 31134 Hildes-
heim

Neupriester Stefan Mispagel

Ernennung zum Pfarrvikar in der Pfarrgemeinde Wolfsburg, St. Christophorus,
Wolfsburg, St. Bernward, Wolfsburg, St. Heinrich, Wolfsburg, St. Joseph,
Wolfsburg-Detmerode, St. Raphael und Wolfsburg-Westhagen, St. Elisabeth
zum 01. August 2010.
Er führt den Titel Kaplan.
Neue Adresse: Antonius-Holling Weg 15, 38440 Wolfsburg

Neupriester Martin Tigges

Ernennung zum Pfarrvikar in der Pfarrgemeinde Braunschweig, St. Aegidien
zum 01. August 2010.
Er führt den Titel Kaplan.
Neue Adresse: Spohrplatz 9, 38100 Braunschweig

Kaplan Constantin Sendker

Entpflichtung von allen Aufgaben und Suspendierung von allen priesterlichen
Diensten mit sofortiger Wirkung. Das Dienstverhältnis endet mit dem 30. April
2010.
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Pastoralreferentin:

Bettina Wehr
Seit dem 01. April 2010 Leiterin des Kath. Universitäts- und Hochschul-
zentrum (KHG) Braunschweig, 38106 Braunschweig, Schleinitzstraße 17.

Gemeindereferentin:

Ursula Kropp
zum 01.01.2010 Katechumenatsbeauftrage im Bistum Hildesheim in
Anbindung an den Fachbereich Missionarische Seelsorge
Tel. 0 5121/307-312, E-Mail: ursula.kropp@Ka-punkt.de

Änderungen:

Pfarrer i.R. Norbert Joachim
Neue Anschrift: Lange-Feld-Straße 41, 30559 Hannover

Pfarrer i.R. Hans-Joachim Franzke
Neue Anschrift: Alten- und Pflegeheim St. Elisabeth, Antonius-Holling-Weg 4,
38440 Wolfsburg.

Pfarrer i.R. Bernhard Volkmer
Neue Anschrift: Rua Pastor Stutzer 319, 89010-390 Blumenau S.C., Brasilien.

Pfarrer Harry Hergesell
Neue Anschrift ab 01. August 2010:
Barnestraße 8, 31515 Wunstorf, Telefon: 0 50 31/92 92 73 (wie bisher)

Verstorben:

Am 04. Mai 2010 verstarb Pfarrer i.R. Clemens Schönberner, zuletzt
wohnhaft in 04178 Leipzig-Böhlitz-Ehrenberg, Schlorndorfer Weg 6.
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